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Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. November 1969 

III/l — 68070 — E — Ob 7/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körpersdiaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäisdien Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Festsetzung allgemeiner 
Regeln für die Gewährung der in Artikel 3 a) der Verord- 
nung (EWG) Nr. 865/68 vorgesehenen Erstattungen bei der 
Ausfuhr von Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und 
Gemüse sowie der Kriterien für die Festsetzung der Erstat- 
tungsbeträge. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Novem- 
ber 1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschüsses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beige- 
fügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Festsetzung allgemeiner Regeln für die Gewährung der in 
Artikel 3 a) der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 vorgesehenen 
Erstattungen hei der Ausfuhr von Verarbeitungserzeugnissen 
aus Obst und Gemüse sowie der Kriterien für die Festsetzung 

der Erstattungsbeträge 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 865/68 
vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse^), vervollständigt durch die Verord- 
nung (EWG) Nr, . . ./69 des Rates vom . . insbeson- 
dere auf Artikel 3 a), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Artikel 3 a) der Verordnung (EWG) Nr. 
865/68 vorgesehenen Ausfuhrerstattungen müssen 
nach bestimmten Merkmalen festgesetzt werden, die 
es ermöglichen, den Unterschied zwischen den Prei- 
sen der Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse in der Gemeinschaft und den Preisen im 
internationalen Handel zu decken; zu diesem Zweck 
müssen einerseits die Versorgungslage für Verarbei- 
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse und die 
Preise für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft und 
andererseits die im internationalen Handel gelten- 
den Preise berücksichtigt werden. 

Da die Preise, zu denen die Erzeugnisse aus Obst 
und Gemüse angeboten werden, unterschiedlich sind, 
müssen zur Deckung des Unterschieds zwischen den 
Preisen im internationalen Handel und den Preisen 
in der Gemeinschaft die Heranführungskosten be- 
rücksichtigt werden. 

Die Beobachtung der Preisentwicklung erfordert, 
daß die Preise nach allgemeinen Grundsätzen fest- 
gesetzt werden. Zu diesem Zweck müssen bezüglich 
der Preise im internationalen Handel die Preise 
auf den Märkten dritter Länder und die Angebots- 
preise an der Grenze der Gemeinschaft in Betracht 
gezogen werden. Bezüglich der Preise in der Ge- 
meinschaft muß von den Preisen ausgegangen wer- 
den, die für die Ausfuhr am günstigsten sind. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 1. Juli 1968, S. 8 


Außerdem muß die Möglichkeit einer Differen- 
zierung des Erstattungsbetrages je nach Bestimmung 
oder Bestimmungsgebiet der Erzeugnisse auf Grund 
der besonderen Einfuhrbedingungen in einigen Be- 
stimmungsländern vorgesehen werden. 

Um den Exporteuren der Gemeinschaft eine ge- 
wisse Garantie hinsichtlich der Stabilität der Erstat- 
tungen zu geben, muß vorgesehen werden, daß die 
Festsetzung der Erstattungen in Zeitabständen er- 
folgt, die sich nach den Handelsgepflogenheiten rich- 
ten. 

Um Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern, ist 
es erforderlich, daß die Verwaltungsregelung, der 
die Vorgänge unterliegen, in der ganzen Gemein- 
schaft gleich ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung enthält die allgemeinen Regeln 
für die Festsetzung und die Gewährung von Erstat- 
tungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 865/68 bezeichneten Erzeugnisse. 

Artikel 2 

Die Erstattungen werden unter Berücksichtigung 
folgender Faktoren festgesetzt: 

a) Stand und voraussichtliche Entwicklung: 

— der verfügbaren Mengen und der Preise der 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse auf dem Markt der Gemeinschaft, 

— der im internationalen Handel geltenden 
Preise; 

b) günstigste Vermarktungs- und Beförderungs- 
kosten von den Märkten der Gemeinschaft bis zu 
den Häfen oder sonstigen Ausfuhrorten der Ge- 
meinschaft und Kosten der Heranführung an die 
Bestimmungsländer; 

c) wirtschaftlicher Aspekt der beabsichtigten Aus- 
fuhren. 
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Artikel 3 

1. Die Preise auf dem Markt der Gemeinschaft wer- 
den unter Berücksichtigung der Preise erstellt, die 
im Hinblick auf die Ausfuhr die günstigsten sind. 

2. Die Preise im internationalen Handel werden 
erstellt unter Berücksichtigung 

a) der Preise auf den Märkten dritter Länder, 

b) der günstigsten Preise für die Einfuhr aus dritten 
Ländern in dritte Bestimmungsländer, 

c) der in dritten Ausfuhrländern festgestellten Pro- 
duktionspreise, 

d) der Angebotspreise an der Grenze der Gemein- 
schaft. 

Artikel 4 

Die Erstattung für die Gemeinschaft kann je nach 
der Bestimmung oder dem Bestimmungsgebiet die- 
ses Erzeugnisses in unterschiedlicher Höhe festge- 
setzt werden, wenn die Weltmarktlage oder die be- 
sonderen Erfordernisse bestimmter Märkte dies not- 
wendig machen. 

Artikel 5 

Die Liste der Erzeugnisse, für welche eine Erstat- 
tung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der Betrag 
dieser Erstattung werden mindestens alle vier Wo- 
chen neu festgesetzt. 


Artikel 6 

1. Die Erstattung wird gezahlt, wenn nachgewiesen 
ist, daß die Erzeugnisse 

— aus der Gemeinschaft ausgeführt worden sind, 

— ihren Ursprung in der Gemeinschaft haben. 

2. Bei Anwendung von Artikel 4 wird die Erstat- 
tung nach Maßgabe von Absatz 1 und unter der Vor- 
aussetzung gezahlt, daß nachgewiesen ist, daß das 
Erzeugnis die Bestimmung oder das Bestimmungs- 
gebiet erreicht hat, für die die Erstattung festgesetzt 
worden war. 

Abweichungen von dieser Vorschrift können 
jedoch nach dem Verfahren von Absatz 3 vorgese- 
hen werden, sofern Bedingungen festgelegt werden, 
die die gleichen Garantien bieten. 

3. Ergänzende Vorschriften können nach dem Ver- 
fahren von Artikel 15 der Verordnung (EWG) Nr. 
865/68 erlassen werden. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaft in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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